
Bekanntmachung 
 

Planfeststellungsverfahren gemäß § 43 Nr. 1 Energiewirtschaftsgesetz,  
Neubau 110-kV-Hochspannungsfreileitung Frankfurt (Oder) Nord – Wulkow, Az. 
27.2-1-195 
 

I. 
 

Die E.DIS Netz GmbH (E.DIS) hat beim Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 
die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens für den Neubau der o.a. 110-kV-Frei-
leitung gem. § 43 S. 1 Nr. 1 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) i. V. m. § 1 Abs. 1 
S. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg (VwVfG Bbg) und 
§§ 72-77 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) beantragt. Das Landesamt für 
Bergbau, Geologie und Rohstoffe ist zuständige Anhörungs- und Planfeststellungsbe-
hörde. 
 
Die Maßnahme wird erforderlich, um die Leistungsaufnahme der vorhandenen sowie ge-
planten regenerativen Energieerzeuger und gleichzeitig eine hohe Versorgungsicherheit 
in der 110-kV-Verteilungsnetzregion der E.DIS mittel- und langfristig zu sichern. Der Neu-
bau umfasst insgesamt einen 5,9 km langen Leitungsverlauf mit 19 neu zu errichtenden 
Freileitungsmasten. Hierbei wird die Verbindung zwischen den bestehenden Mast 19F 
der 110-kV-Trasse HT2001 Frankfurt Nord – Wulkow und dem Umspannwerk Wulkow 
hergestellt. Von der Baumaßnahme sind Grundstücke in den Gemarkungen Frankfurt (O-
der) und Wulkow bei Booßen (Landkreis Märkisch-Oderland) betroffen. 
 
Die beantragte Planfeststellung entfaltet gem. § 45 Abs. 2 S. 1 EnWG enteignungsrechtli-
che Vorwirkung. Für den Fall, dass ein zwangsweiser Zugriff auf die für das Vorhaben 
benötigten Grundflächen erforderlich ist, ist der Planfeststellungsbeschluss dem Enteig-
nungsverfahren zugrunde zu legen und für die Enteignungsbehörde bindend, ohne dass 
es einer weiteren Feststellung der Zulässigkeit der Enteignung bedarf. 
 
 

II. 
 

Das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe stellte gemäß §§ 74 Abs. 1 
i.V.m. 3a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG a.F.) mit Schrei-
ben vom 28.04.2016 (Az.: 27.2-1-144) fest, dass für das Vorhaben keine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung erforderlich ist.  
 
Die Planunterlagen liegen in der Zeit vom 10.01.2022 bis einschließlich 09.02.2022 bei 
der 

Stadtverwaltung Frankfurt (Oder) 
Dezernat Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt 

Bauamt, Stadthaus, Goepelstraße 38, 15234 Frankfurt (Oder), Haus 1, 1.OG 

 
Während der folgender Dienststunden: 

Montag von 09.00 - 12.00 und von 13.00 – 16.00 Uhr, 
Dienstag von 09.00 - 12.00 und von 13.00 – 18.00 Uhr, 

Mittwoch und Donnerstag von 09.00 - 12.00 und von 13.00 – 16.00 Uhr, 
Freitag von 09.00 – 12.00 Uhr 

 
zur allgemeinen Einsicht aus. 
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Die Planfeststellungsunterlagen können mit Beginn der Auslegung zusätzlich auch im In-
ternet über www.lbgr.brandenburg.de (Hauptmenü: Genehmigungsverfahren/ Planfest-
stellungsverfahren) aufgerufen werden. Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht 
ausgelegten Unterlagen. 
 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann gem. § 73 Abs. 4 
S. 1 VwVfG während der Auslegung der Planunterlagen und für weitere zwei Wochen 
nach dem Ende der Auslegung der Planunterlagen spätestens bis einschließlich 
23.02.2022 (Posteingang!) schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen gegen den 
Plan bei der 
 

Stadtverwaltung Frankfurt (Oder) 
Dezernat Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt 

Bauamt 
Stadthaus, Goepelstraße 38, 15234 Frankfurt (Oder) 

 
oder dem 

 
Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe, 

Inselstraße 26, 03046 Cottbus (Anhörungsbehörde und Planfeststellungsbehörde) 
 
erheben. Eine Einwendungserhebung in elektronischer Form per E-Mail ist unzulässig.  
 
Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt 
sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung nach 
§ 74 VwVfG einzulegen, können gem. § 73 Abs. 4 S. 5 VwVfG innerhalb der Auslegungs- 
und Einwendungsfrist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben.  
 
Nach dem Ablauf der Einwendungsfrist eingehende Einwendungen und Stellungnahmen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, sind gem. § 73 Abs. 4 S. 3 und 
6 VwVfG im Verwaltungsverfahren ausgeschlossen. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Ein-
gaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Na-
men, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen (§ 17 
Abs. 1 VwVfG). Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. Die 
Anhörungsbehörde wird gleichförmige Eingaben, die die geforderten Angaben nicht deut-
lich sichtbar auf jeder mit Unterschrift versehenen Seite enthalten oder dem Erfordernis 
des § 17 Abs. 1 S. 2 VwVfG nicht entsprechen, gemäß § 17 Abs. 2 VwVfG unberücksich-
tigt lassen. Ferner wird die Anhörungsbehörde gleichförmige Eingaben insoweit unbe-
rücksichtigt lassen, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleser-
lich angegeben haben (§ 17 Abs. 2 VwVfG).  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Planfeststellungsbehörde zur sachgerechten Ent-
scheidungsfindung die Trägerin des Vorhabens über die Einwendungen unterrichtet. 
Nach dem Ablauf der Einwendungsfrist wird das Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe gem. § 73 Abs. 6 S. 1 VwVfG die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und die 
rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen sowie die Stellungnahmen der beteiligten Be-
hörden mit den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erho-
ben oder Stellungnahmen abgegeben haben, erörtern. Ein Erörterungstermin findet gem. 
§ 43a Nr. 2 S. 1 EnWG nicht statt, wenn Einwendungen gegen das Vorhaben nicht oder 

http://www.lbgr.brandenburg.de/
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nicht rechtzeitig erhoben worden sind, die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zurück-
genommen worden sind, ausschließlich Einwendungen erhoben worden sind, die auf pri-
vatrechtlichen Titeln beruhen oder alle Einwender auf eine Erörterung verzichten. 
 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird dieser gem. § 73 Abs. 6 S. 2 VwVfG mindestens 
eine Woche vorher ortsüblich bekannt gemacht. Die Behörden, die Vorhabenträgerin 
E.DIS sowie diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben 
haben, werden gem. § 73 Abs. 6 S. 3 VwVfG von dem Erörterungstermin gesondert be-
nachrichtigt. Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und der Vorhabenträgerin 
E.DIS mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, können diese gem. § 73 Abs. 6 
S. 4 VwVfG durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Bei Ausbleiben eines Be-
teiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Der Erörte-
rungstermin ist nicht öffentlich. 
 
Entschädigungsansprüche werden, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem 
Grunde nach zu entscheiden ist, nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem ge-
sonderten Entschädigungsverfahren behandelt.  
 
Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, die Erhebung von Einwen-
dungen, die Abgabe von Stellungnahmen, die Teilnahme am Erörterungstermin oder für 
einen Bevollmächtigten entstehen, werden nicht erstattet. 
 
Über die Zulässigkeit des Vorhabens und die erhobenen Einwendungen und abgegebe-
nen Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch das Landes-
amt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe entschieden. Als mögliche Entscheidungen 
kommen die Zulassung des Vorhabens – ggf. verbunden mit Schutzanordnungen und 
sonstigen Nebenbestimmungen – durch Erlass eines Planfeststellungsbeschlusses oder 
die Ablehnung des Antrags auf Planfeststellung in Betracht. Der Planfeststellungsbe-
schluss wird der Vorhabenträgerin E.DIS und denjenigen, über deren Einwendungen ent-
schieden worden ist und den Vereinigungen, über deren Stellungnahmen entschieden 
worden ist, zugestellt (§ 74 Abs. 4 S. 1 VwVfG). Sind außer an die Vorhabenträgerin 
E.DIS mehr als 50 Zustellungen an Einwender und diejenigen, die Stellungnahmen abge-
geben haben, vorzunehmen, können diese Zustellungen durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden (§ 74 Abs. 5 S. 1 VwVfG).  
 

III. 
Mit dem Beginn der Auslegung des Plans tritt eine Veränderungssperre nach § 44a 
Abs. 1 EnWG in Kraft. Ab diesem Zeitpunkt dürfen auf den von dem Plan betroffenen 
Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme wesentlich wertsteigernde oder die geplanten 
Baumaßnahmen erheblich erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen werden. 
Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise vorher begonnen worden sind, Unter-
haltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden davon 
nicht berührt. Darüber hinaus steht der Vorhabenträgerin E.DIS nach § 44a Abs. 3 EnWG 
ab dem Beginn der Auslegung der Planunterlagen ein Vorkaufsrecht an den von dem 
Plan betroffenen Flächen zu. 


